
E. in der Erwägung, dass Mitglieder des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 8 des Protokolls über die 
Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union wegen einer in Ausübung ihres Amtes erfolgten 
Äußerung oder Abstimmung weder in ein Ermittlungsverfahren verwickelt noch festgenommen oder 
verfolgt werden dürfen, 

F. in der Erwägung, dass gemäß der bestehenden Praxis des Parlaments die Tatsache, dass ein Gerichts­
verfahren zivil- oder verwaltungsrechtlicher Art ist oder bestimmte Aspekte enthält, die in den Bereich 
des Zivil- oder Verwaltungsrechts fallen, nicht per se die von diesem Artikel verliehene Immunität von 
der Anwendung ausschließt, 

G. in der Erwägung, dass Luigi de Magistris in dem fraglichen Interview in Ausübung seines Amtes als 
Mitglied des Europäischen Parlaments handelte und durch seine Meinungsäußerung zu einer Frage 
öffentlichen Interesses für seine Wähler politisch tätig war, 

H. in der Erwägung, dass es in einer demokratischen Gesellschaft nicht hinnehmbar ist, dass versucht wird, 
Mitglieder des Parlaments von der Äußerung ihrer Meinung zu Angelegenheiten legitimen öffentlichen 
Interesses und Belangs und von der Kritik an ihren politischen Gegnern dadurch abzuhalten, dass gegen 
sie Gerichtsverfahren eingeleitet werden, und dies gegen Artikel 8 des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Union verstößt, der die Meinungsäußerungsfreiheit der Mitglieder in 
Ausübung ihres Amtes im Interesse des Parlaments als Organ der Europäischen Union schützen soll, 

1. beschließt, die Immunität und die Vorrechte von Luigi de Magistris zu schützen; 

2. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluss unverzüglich der zuständigen Behörde der Italienischen 
Republik und Luigi de Magistris zu übermitteln. 

Schutz der parlamentarischen Immunität von Bruno Gollnisch 

P7_TA(2011)0189 

Beschluss des Europäischen Parlaments vom 10. Mai 2011 zu dem Antrag auf Schutz der Immunität 
und der Vorrechte von Bruno Gollnisch (2010/2097(IMM)) 

(2012/C 377 E/26) 

Das Europäische Parlament, 

— befasst mit dem Antrag von Bruno Gollnisch auf Schutz seiner Immunität im Zusammenhang mit dem 
bei einem französischem Gericht anhängigen Strafverfahren vom 10. Juni 2010, der am 14. Juni 2010 
im Plenum bekannt gegeben wurde, 

— nach Anhörung von Bruno Gollnisch am 26. Januar 2011 gemäß Artikel 7 Absatz 3 seiner Geschäfts­
ordnung, 

— gestützt auf Artikel 9 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union vom 
8. April 1965 und auf Artikel 6 Absatz 2 des Aktes vom 20. September 1976 zur Einführung all­
gemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments, 

— in Kenntnis der Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 12. Mai 1964, 10. Juli 1986, 15. 
und 21. Oktober 2008 sowie vom19. März 2010 ( 1 ), 

— unter Hinweis auf Artikel 26 der Verfassung der Französischen Republik, 

— gestützt auf Artikel 6 Absatz 3 und Artikel 7 seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses (A7-0154/2011),
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A. in der Erwägung, dass Bruno Gollnisch, Mitglied des Europäischen Parlaments, den Schutz seiner 
parlamentarischen Immunität im Zusammenhang mit angeblichen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen 
der französischen Behörden als Teil der richterlichen Ermittlungen zu einem mit einer Strafklage 
kombinierten Schadensersatzbegehren (plainte avec constitution de partie civile) der „Internationalen Liga 
gegen Rassismus und Antisemitismus“ vom 26. Januar 2009 gegen Unbekannt wegen Anstiftung zum 
Rassenhass beantragt hat, 

B. in der Erwägung, dass sich in dem Antrag auf Schutz der Immunität nicht auf Artikel 8 des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union gestützt wurde und daher keine Anwen­
dung findet, 

C. in der Erwägung, dass sich Bruno Gollnisch in seinem Schreiben an den Präsidenten vom 10. Juni 2010 
ausdrücklich auf Artikel 9 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union 
berufen hat, der in dem vorliegenden Fall anwendbar ist, und wonach während der Dauer der Sit­
zungsperiode des Europäischen Parlaments seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates 
die den Parlamentsmitgliedern zuerkannte Unverletzlichkeit zusteht; und in der Erwägung, dass dies 
nicht der Befugnis des Europäischen Parlaments entgegensteht, die Immunität eines seiner Mitglieder 
aufzuheben, 

D. in der Erwägung, dass gemäß Artikel 26 Absatz 2 der Verfassung der Französischen Republik „kein 
Mitglied des Parlaments ohne Genehmigung der Kammer, der es angehört, wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens verhaftet oder anderweitig seiner Freiheit beraubt oder in seiner Freiheit eingeschränkt 
werden“ darf, wobei diese „Genehmigung bei Begehung eines Verbrechens oder Vergehens auf frischer 
Tat oder bei endgültiger Verurteilung [nicht erforderlich ist]“; und in der Erwägung, dass gemäß 
Artikel 26 Absatz 3 die „Inhaftierung, die freiheitsberaubenden oder -einschränkenden Maßnahmen 
oder die Verfolgung eines Mitglieds des Parlaments für die Dauer der Sitzungsperiode ausgesetzt 
[werden], wenn die Kammer, der es angehört, dies verlangt“, 

E. in der Erwägung, dass dem Parlament bei der Frage, woran es seine Entscheidung über einen Antrag auf 
Schutz der Immunität einer seiner Mitglieder orientieren möchte, ein weites Ermessen eingeräumt ist ( 1 ), 

F. in der Erwägung, dass in dem vorliegenden Fall das Parlament keine Anzeichen von fumus persecutionis 
gefunden hat, d. h. einen hinreichend ernsten und genauen Verdacht, dass dem Verfahren die Absicht 
zugrunde liegt, der politischen Tätigkeit des Mitglieds zu schaden, 

G. in der Erwägung, dass der Fall nicht in den Bereich der politischen Aktivitäten von Bruno Gollnisch als 
Mitglied des Europäischen Parlaments fällt; in der Erwägung, dass dieser Antrag stattdessen Aktivitäten 
von Bruno Gollnisch von rein regionaler und lokaler Art als Mitglied des Regionalrats der Region 
Rhône-Alpes betrifft, und es sich dabei um ein Mandat handelt, für das er aufgrund allgemeiner und 
unmittelbarer Wahlen gewählt wurde und das sich von dem Mandat als Mitglied des Europäischen 
Parlaments unterscheidet, 

H. in der Erwägung, dass Bruno Gollnisch eine Erklärung zu den Gründen der Veröffentlichung der 
Pressemitteilung durch seine Fraktion im Regionalrat der Region Rhône-Alpes, wegen der der Antrag 
auf Schutz der Immunität gestellt wurde, abgegeben hat, wonach diese von dem Team der „Front 
National“ in der Region geschrieben worden sei, einschließlich von dem für Kommunikation zustän­
digen Mitarbeiter, der „befugt gewesen [sei], sich im Namen der gewählten Vertreter der ‚Front National‘ 
zu äußern“; in der Erwägung, dass die Anwendung der parlamentarischen Immunität auf eine solche 
Situation eine ungebührliche Erweiterung derjenigen Regelungen sein würde, die eine Beeinträchtigung 
der Funktionsfähigkeit und der Unabhängigkeit des Parlaments verhindern sollen; 

I. in der Erwägung, dass es sich um eine bedauernswerte Verletzung der Vorrechte des Parlaments handelt, 
dass die französischen Behörden Schritte unternommen haben sollten, die als bestimmte freiheits­
beschränkende Maßnahmen zulasten von Bruno Gollnisch erscheinen, bevor die Aufhebung seiner 
Immunität beantragt wurde; in der Erwägung, dass die französischen Behörden jedoch nunmehr förm­
lich die Aufhebung seiner Immunität beantragt haben, um solche freiheitsbeschränkenden Maßnahmen 
in der Zukunft ergreifen zu können, und es somit nicht länger notwendig ist, in diesem Zusammen­
hang die Immunität von Bruno Gollnisch zu schützen, 

J. in der Erwägung, dass es unter Beachtung aller demokratischen Garantien nicht Aufgabe des Par­
laments, sondern die der zuständigen Justizbehörden ist, darüber zu entscheiden, inwieweit nach 
französischem Recht eine Anstiftung zum Rassenhass vorliegt und welche rechtlichen Folgen dies haben 
könnte, 

K. in der Erwägung, dass die parlamentarische Immunität von Bruno Gollnisch daher nicht geschützt 
werden sollte,
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1. beschließt, angesichts der vorstehenden Erwägungen die Immunität und die Vorrechte von Bruno 
Gollnisch nicht zu schützen; 

2. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluss und den Bericht seines zuständigen Ausschusses un­
verzüglich der zuständigen Behörde der Französischen Republik und Bruno Gollnisch zu übermitteln. 

Aufhebung der parlamentarischen Immunität von Bruno Gollnisch 

P7_TA(2011)0190 

Beschluss des Europäischen Parlaments vom 10. Mai 2011 zu dem Antrag auf Aufhebung der 
Immunität von Bruno Gollnisch (2010/2284(IMM)) 

(2012/C 377 E/27) 

Das Europäische Parlament, 

— befasst mit einem von den französischen Justizbehörden am 3. November 2010 übermittelten und am 
24. November 2010 im Plenum bekannt gegebenen Antrag auf Aufhebung der Immunität von Bruno 
Gollnisch, 

— nach Anhörung von Bruno Gollnisch am 26. Januar 2011 gemäß Artikel 7 Absatz 3 seiner Geschäfts­
ordnung, 

— gestützt auf Artikel 9 des Protokolls vom 8. April 1965 über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Union und auf Artikel 6 Absatz 2 des Aktes vom 20. September 1976 zur Einführung 
allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments, 

— in Kenntnis der Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 12. Mai 1964, 10. Juli 1986, 15. 
und 21. Oktober 2008 und 19. März 2010 ( 1 ), 

— unter Hinweis auf Artikel 26 der Verfassung der Französischen Republik, 

— gestützt auf Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 7 seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses (A7- 0155/2011), 

A. in der Erwägung, dass ein französischer Staatsanwalt die Aufhebung der parlamentarischen Immunität 
von Bruno Gollnisch, Mitglied des Europäischen Parlaments, beantragt hat, um eine Anzeige wegen 
angeblicher Anstiftung zu Rassenhass untersuchen zu können und Bruno Gollnisch gegebenenfalls vor 
einem französischen Gericht erster Instanz, einem Berufungsgericht oder einem Kassationsgericht an­
klagen zu können, 

B. in der Erwägung, dass die Aufhebung der Immunität von Bruno Gollnisch sich auf ein angebliches 
Vergehen der Anstiftung zum Rassenhass wegen einer Pressemitteilung vom 3. Oktober 2008 der 
Fraktion des Regionalrats der Region Rhône-Alpes der „Front National“, deren Vorsitzender Bruno 
Gollnisch war, bezieht, 

C. in der Erwägung, dass gemäß Artikel 9 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Euro­
päischen Union während der Dauer der Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments seinen Mitglie­
dern im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den Parlamentsmitgliedern zuerkannte Unverletzlichkeit 
zusteht; in der Erwägung, dass dies nicht der Befugnis des Europäischen Parlaments entgegensteht, die 
Immunität eines seiner Mitglieder aufzuheben,
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